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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Wahlkampf mit zweifelhaften Mit-
teln 

Die 2011 anstehenden Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen werden entschei-

dend sein für die Etablierung einer Demo-

kratie in der Demokratischen Republik 

Kongo. Jüngste politische Entwicklungen 

geben jedoch Anlass zur Sorge und lassen 

gefährliche Parallelen zu anderen afrika-

nischen Ländern erkennen, in denen die 

Demokratie unter den Augen der interna-

tionalen Gemeinschaft zu scheitern droht. 

Nach offizieller Lesart bestünde am Beginn 

des neuen Jahres mit Blick auf die politische 

und wirtschaftliche Entwicklung zahlreicher 

afrikanischer Staaten Grund zum Optimis-

mus. Und in der Tat hat das eben vergan-

gene Jahr 2010 vielen Afrikanern und auch 

ausländischen Beobachtern Mut gemacht – 

ein trotz eben überstandener Finanzkrise 

kräftiges Wirtschaftswachstum und auch die 

erfolgreiche Austragung der ersten Fußball-

Weltmeisterschaft auf dem afrikanischen 

Kontinent bescherten positive Aufmerksam-

keit. Die Afrikanische Union hatte dazu pas-

send 2010 zum "Jahr des Friedens" dekla-

riert.  

In diesem Jahr – 2011 - sollen nun in nicht 

weniger als 17 afrikanischen Ländern eine 

neue Regierung und neue Parlamente ge-

wählt – oder zumindest Wahltermine ver-

bindlich festgesetzt werden. Und hier offen-

bart sich der Konflikt, denn es sind nach an-

fänglicher Euphorie einer „ersten demokra-

tischen Wahl“ die darauf folgenden zweiten 

Legislaturperioden, die darüber Aufschluss 

geben, inwieweit es in einer Frist von rund 

einem halben bis einem Jahrzehnt gelungen 

ist, demokratische Strukturen zu verankern. 

Jedoch überwiegt der süße Geschmack von 

Macht und Einfluss, der die herrschenden 

Eliten zu schmutzigen Tricks verleitet, um 

ihre Privilegien und ihren Einfluss dauerhaft 

und meist auf Kosten des Volkes zu sichern. 

Vielerorts drohen hier alte Konflikte wieder 

aufzubrechen. 

Mit Sorge sehen viele Kongolesen daher die 

aktuelle Entwicklung in der Elfenbeinküste, 

wo sich Präsident Laurent Gbagbo völlig un-

beeindruckt von der Erklärung der Wahl-

kommission, dass sein Herausforderer Alas-

sane Ouattara die Stichwahl gewonnen hat-

te, am 4. Dezember 2010 für eine zweite 

Amtszeit vereidigen ließ. Die besondere Pa-

rallele zur DR Kongo liegt bereits in der Prä-

senz der Vereinten Nationen, auf deren Hilfe 

auch in der DR Kongo viele Wähler vertrau-

en. In der Elfenbeinküste nun hatten die UN 

das Mandat zur Zertifizierung der Wahlen, 

sie kannten das tatsächliche Ergebnis und 

konnten den letztendlichen Betrug dennoch 

nicht verhindern. Während die Bevölkerung 

alle demokratischen Spielregeln befolgte, 

scheiterte das Vorhaben schließlich am Un-

willen des Verlierers, seine Niederlage ein-

zugestehen.  

Viele Anzeichen deuten darauf hin, dass 

2011 in der DR Kongo Ähnliches geschehen 

könnte.  

Der Präsident der Unabhängigen Wahlkom-

mission (Commission Electorale Indépen-

dante – CEI), Abbé Apollinaire Malu-Malu, 

hatte im August 2010 den Wahlkalender für 

die Parlaments- und Präsidentschaftswahlen 

vorgestellt, welcher für die Menschen im 

Land ein wahrer Wahlmarathon wäre, der 

erst im August 2013 enden soll. Demnach 

sollen die erste Runde der Präsident-

schaftswahlen und die nationalen Parla-

mentswahlen am 27. November 2011 statt-

finden. Eine mögliche Stichwahl zwischen 
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den beiden siegreichen Kandidaten der Prä-

sidentschaftswahlen sowie die Wahlen zu 

den Provinzparlamenten sind für den 26. 

Februar 2012 vorgesehen. Dem folgen die 

Wahl der Senatoren am 13. Juni 2012 und 

der Gouverneure und Vizegouverneure der 

Provinzen am 12. Juli 2012.  

Sektorenräte und Räte der Chefferien wer-

den am 31. Januar 2013 gewählt, gefolgt 

von den Wahlen der Leiter der Sektoren und 

Stadträte am 19. Mai 2013. Schließlich wird 

der Wahlprozess am 08. August 2013 mit 

der Wahl der Bürgermeister und stellvertre-

tenden Bürgermeister abgeschlossen sein.  

Die öffentliche Diskussion kreist derzeit na-

türlich vorrangig um zwei Fragen: Wer wird 

die Präsidentschaft gewinnen und wird der 

Prozess dieses Mal friedlich ablaufen? Nach 

der heftig geführten Diskussion im Jahr 

2009 um mögliche Verfassungsänderungen 

gab Informationsminister Lambert Mende 

am 03. Januar 2011 der Debatte neue Nah-

rung, indem er verkündete, dass die Regie-

rung beabsichtigt, die zweite Runde der 

Präsidentschaftswahl, die Stichwahl also, 

abzuschaffen und nur noch in einem einzi-

gen Wahlgang, bei dem dann die relative 

Mehrheit zum Sieg reicht, den Präsidenten 

zu bestimmen. Er begründete dieses Vorha-

ben damit, dass die Wahl in zwei Runden, 

wie sie 2006 ausprobiert wurde, „nicht den 

Interessen des kongolesischen Volkes”, ent-

spräche. Nur einen Wahlgang abzuhalten, 

wäre außerdem billiger und würde der DR 

Kongo ethnische Spannungen und Konflikte 

ersparen. 

Solch ein Manöver wirkt leicht durchschau-

bar. Mehr als die Sorge um eine ordnungs-

gemäße Durchführung, scheint es der Re-

gierung darum zu gehen, einen Sieg des 

derzeitigen Präsidenten Joseph Kabila nicht 

zu gefährden. Grund zur Beunruhigung be-

steht durchaus: Bei den letzten Wahlen 

2006 gewann Kabila die Stichwahl mit 

58,05 Prozent der Stimmen. Die Ergebnisse 

zeigten starke regionale Unterschiede - die 

westlichen Provinzen Équateur, Bas-Congo, 

Kinshasa und Kasai fielen Bemba zu, der 

Osten Kabila. Seinerzeit waren die Erwar-

tungen an die Amtsführung Kabilas aber 

nicht nur bei der internationalen Gemein-

schaft sehr hoch – auch viele Kongolesen 

sahen in dem jungen Präsidenten einen ech-

ten Hoffnungsträger für ihr Land.  

Vier Jahre später hat sich die Stimmung zu 

Kabilas Ungunsten verändert. Viele Men-

schen sind enttäuscht, weil sich ihre Le-

bensbedingungen kaum verbessert haben. 

Allgegenwärtige Korruption und staatliche 

Willkür sind nach wie vor an der Tagesord-

nung. Auch kommen die vom Präsidenten 

groß angekündigten sogenannten „fünf Bau-

stellen“, also die Förderung von Bildung, der 

Bau von Strassen, die Bereitstellung von 

Wasser und Elektrizität und die Armutsbe-

kämpfung nicht recht voran. In der Praxis 

erfüllt der Staat, abgesehen von der erfolg-

reichen Wahl 2006, in keiner Weise die 

Merkmale einer Demokratie und eines 

Rechtsstaates. Eine Gewaltenteilung exis-

tiert nur in der Theorie, es gibt keine prak-

tisch unabhängige Justiz und Gesetze wer-

den nicht durchgesetzt. Staatliche Instituti-

onen sind unzuverlässig, und es ist wie seit 

Jahrzehnten noch immer üblich, dass Posten 

in staatliche Institutionen und Betrieben zur 

persönlichen Bereicherung ausgenutzt wer-

den. 

Bislang sah es allerdings trotz aller Defizite 

so aus, als ob kein veritabler Herausforderer 

in Sicht wäre, der eine reelle Chance hätte, 

Kabila sein Amt streitig zu machen. Mittler-

weile scheint sich jedoch eine politische 

Gemengelage zu entwickeln, die es dem 

Amtsinhaber zumindest schwer machen 

könnte, die schon sicher geglaubte zweite 

Amtszeit bei den Wahlen zu erringen.  

Der ehemalige Präsident der Nationalver-

sammlung Vital Kamerhe ist Anfang De-

zember 2010 aus der Regierungskoalition 

ausgetreten, hat eine neue Oppositionspar-

tei UNC (Union für die Nation) gegründet 

und seine Kandidatur für die Präsident-

schaftswahlen erklärt. Kamerhe gilt in der 

DR Kongo als politisch sehr geschickt und 

einflussreich.  

Als früherer Generalsekretär der Kabila-

Partei PPRD (Volkspartei für Wiederaufbau 

und Demokratie) galt er als der Mann, der 

die Fäden in der Wahlkampagne Kabilas 

zog. Im Dezember 2007 zum Präsidenten 
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der Nationalversammlung gewählt, fiel er 

ein Jahr später einer politischen Intrige zum 

Opfer und musste von diesem Amt zurück-

treten. Seiner Beliebtheit hat dieser Schritt 

jedoch nicht geschadet. Darüber hinaus 

stammt er aus der östlichen Provinz Süd-

Kivu, die Kabila unbedingt für einen Wahl-

sieg benötigt.  

Galt Kamerhe bis dato als einziger ernsthaf-

ter Herausforderer Kabilas, so hat Ende 

2010 ein weiterer Akteur die politische Büh-

ne (wieder) betreten. Der Präsident der 

Union pour la démocratie et le progrès soci-

al (UDPS), Etienne Tshisekedi, ist nach län-

gerem Auslandsaufenthalt nach Kinshasa 

zurückgekehrt, um gegen Kabila bei den 

Präsidentschaftswahlen 2011 zu kandidie-

ren. Tshisekedi, legendärer Oppositionsfüh-

rer aus der Zeit des Widerstandes gegen die 

Mobutu-Diktatur, wurde bei seiner Ankunft 

in der DR Kongo von zehntausenden jubeln-

den Menschen begrüßt. "Tshisekedi Präsi-

dent" riefen die Menschen lautstark bis in 

die späte Nacht.  

Seine Partei, die UDPS, stark vor allem in 

den Kasai-Provinzen sowie Teilen Kinshasas, 

boykottierte die Wahlen 2006 und ver-

schwand danach fast in der Versenkung. 

Heute sieht sie sich als die große demokra-

tische Kraft des Landes, die sich als natürli-

chen Führer der Opposition gegen Kabila 

positionieren will. Tshisekedi selbst ist mit 

seinen 78 Jahren zwar sehr alt, seine Popu-

larität und vor allem das Potential, beson-

ders in der Mitte und im Westen des Landes 

– wo Kabila nie besonders beliebt war – Un-

terstützer um sich zu scharen, sollte jedoch 

nicht unterschätzt werden.  

Kamerhe, Tshisekedi und auch die Partei 

des in Europa inhaftierten Oppositionellen 

Jean-Pierre Bemba – die MLC - machen sich 

Hoffnungen darauf, gemeinsam Kabila im 

ersten Wahlgang unter 50 Prozent zu drü-

cken, wie es bereits 2006 der Fall war, und 

ihn dann in einer Stichwahl schlagen, wenn 

sie ihre Kräfte bündeln. Obwohl die MLC 

noch keinen eigenen Kandidaten hat, wäre 

dies insbesondere angesichts der schwin-

denden Popularität Kabilas und der taktisch 

vorteilhaften regionalen Stärke seiner Her-

ausforderer (Kamerhe im Osten, Tshisekedi 

im Westen und in der Mitte, die MLC im 

Norden) ein durchaus realistisches Szenario. 

Und Grund genug für die Regierung, jetzt 

alle Register zu ziehen, um eine echte Be-

drohung ihres Machtanspruchs schon im 

Vorfeld zu verhindern. So wehrt sich die 

Opposition heftig gegen den geplanten 

Wegfall des zweiten Wahlganges. Vital Ka-

merhe, nannte den Vorschlag der Regierung 

in einer eilig einberufenen Pressekonferenz 

unverantwortlich und an Betrug grenzend. 

Francois Muamba von der MLC sagte, dass 

eine solche Entscheidung die Demokratie 

verachte und zur Gewalt einlade. „Dies wür-

de heißen, Kabila könnte die Wahlen mit 20 

bis 25 Prozent der Stimmen gewinnen – er 

hätte keine Legitimität und riskierte den 

Ausbruch von Unruhen“ so Muamba.  

Um die Wahlen auf einen Urnengang zu be-

grenzen, ist jedoch eine Verfassungsände-

rung nötig, denn die Präsidentschaftswahl in 

zwei Runden ist in Artikel 71 der geltenden 

Verfassung festgeschrieben. Ändern kann 

dies nur eine Drei-Fünftel-Mehrheit in bei-

den Häusern des Parlamentes. Ob es Kabi-

las Unterstützer gelingt, diese zu beschaf-

fen, ist jedoch zumindest fraglich.  

Fakt ist, dass nach monatelanger Lähmung 

und Unsicherheit nunmehr Bewegung in den 

politischen Prozess gekommen ist. Klar ist 

auch, dass der Wahlkampf schnell in Unru-

hen ausarten kann – und zwar von beiden 

Seiten. Kabilas Günstlinge, die er mit ein-

flussreichen Posten im Staatsapparat ver-

sorgt hat, dürften kaum bereit sein, kampf-

los das Feld zu räumen während die opposi-

tionellen Kräfte taktische Tricks im Sinne 

des Machterhaltes der Regierung vermutlich 

nicht ohne Weiteres hinnehmen werden.  

Von zentraler Bedeutung sind daher auch 

bei den kommenden Urnengängen Transpa-

renz und Überwachung des Wahlprozesses, 

auch wiederum von internationaler Seite. 

Die erhebliche Unterstützung der Wahlvor-

bereitungen durch die Vereinten Nationen 

und das große Engagement der internatio-

nalen Gebergemeinschaft zum Wiederauf-

bau des Landes sollte sich auch manifestie-

ren in einer klaren Haltung gegenüber der 

Regierung mit Blick auf faire und demokra-

tisch einwandfreie Wahlen. 


